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Antrag 

der Abgeordneten Günter Graf (Friesoythe), Hans-Peter Kemper, Gisela Schröter, 
Dr. Winfried Penner, Alfred Hartenbach, Lilo Blunck, Frank Hofmann (Volkach), Fritz 
Rudoif Körper, Thomas Krüger, Dieter Maaß (Herne), Dorle Marx, Renate Rennebach, 
Bernd Reuter, Siegfried Scheffler, Otto Schily, Bodo Seidenthal, Johannes Singer, 
Dr. Corneiie Sonntag-Wolgast, Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, 
Siegfried Vergin, Ute Vogt (Pforzheim), Jochen Weit, Dieter Wiefelspütz, Rudolf 
Scharping und der Fraktion der SPD 


Private Sicherheitsdienste 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, innerhalb des Kalender- 
jahres 1996 im Einvernehmen mit den Ländern einen Gesetzent- 
wurf über Rechte, Pflichten und Aufgabengebiete privater Sicher- 
heitsunternehmen vorzulegen, in dem mindestens zu regeln sind: 

1. eine klare Begrenzung der Tätigkeitsfelder privater Sicher- 
heitsdienste und deren Befugnisse insbesondere im öffentli- 
chen Verkehrsraum und sonstigen öffentlichen und halböf- 
fentlichen Räumen, die im privaten Besitz sind, aber öffentlich 
genutzt werden (Einkaufszentren, Wohnanlagen). Dabei muß 
eine Übertragung von oder eine Beleihung mit hoheitlichen 
Aufgaben ausgeschlossen werden; 

2. eine abschließende Beschreibung ihrer Verantwortlichkeiten 
und Rechte unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnis- 
mäßigkeit Dritten gegenüber. Dies schließt insbesondere die 
Erhebung und Verwertung gewonnener Daten Dritter ein, auch 
in öffentlichen Verfahren, und die Erlaubnis zum Besitz und 
zur Führung von Waffen sowie deren Einsatz; 

3 . die persönlichen Befähigungen und fachlichen Qualifikationen 
der Betreiber und ihrer Mitarbeiter, Ausbildungsgänge und 
Qualifizierungsmaßnahmen unter Beachtung der jeweiligen 
T ätigkeitsbereiche . 

Bonn, den 8. Dezember 1995 

Günter Graf (Friesoythe) 

Hans-Peter Kemper 
Gisela Schröter 
Dr. Winfried Penner 
Alfred Hartenbach 
Lilo Blunck 
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Begründung 

1. Ausgangslage 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß private Sicherheitsun- 
ternehmen in der Bundesrepublik Deutschland und in ande- 
ren westlichen Ländern in den vergangenen Jahrzehnten ver- 
stärkt ihre Dienste anbieten, die in zunehmendem Umfang 
angenommen werden und zu einem starken Wachstum der 
Branche geführt haben. Während noch 1970 nur rd. 330 Un- 
ternehmen mit rd. 314 Mio. DM Umsatz als private Sicher- 
heitsdienste einschließlich Notruf- und Servicezentralen, Geld- 
und Wertdienste tätig waren, waren es im Jahr 1990 bereits 900 
Unternehmen mit rd. 2,3 Mrd. DM Umsatz. Schätzungen für 
1993gehenvonl 200 Unternehmen mit deuthch über 4 Mrd. DM 
Umsatz aus. Die Verwaltungsberufsgenossenschaften erfaßten 
Ende 1992 194 000 Beschäftigte, einschließlich Aushilfs- und 
Teilzeitkräfte, in diesem Gewerbezweig. Daraus errechnen 
sich etwa 110000 Vollzeitarbeitsplätze. Daneben sind rd. 
70 000 Mitarbeiter im unternehmenseigenen Werkschutz und 
rd. 20 000 Mitarbeiter in privaten Detekteien beschäftigt. 

Die Ursachen für das schnelle Wachstum des privaten Sicher- 
heitsgewerbes liegen in der allgemeinen Kriminalitätsent- 
wicklung, der darüber hinausgehenden Kriminalitätsfurcht, 
gepaart mit einem übersteigerten Schutzbedürfnis vor allem 
für die materiellen Werte. Von den privaten Sicherheitsdien- 
sten wird inzwischen ein weiter Aufgabenbereich wahrge- 
nommen. Teilweise beruht dies auf vermehrten privaten Auf- 
trägen, teilweise aber auch auf Vorgaben des Gesetzgebers, 
wie etwa beim Atomgesetz oder beim Luftverkehrsgesetz. Die- 
ser Aufgabenbereich umfaßt die allgemeine Sicherheitsbera- 
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tung und Erstellung von Sicherheitsanalysen, die Bewachung 
von Gebäuden, Baustellen und Industrieanlagen einschließlich 
Kernkraftanlagen und anderen Anlagen der Hochtechnologie, 
militärischen und sogar polizeilichen Einrichtungen, den 
Raumschutz mit elektronischen und sonstigen Sicherheits- 
geräten, die Transportbewachung, Flugplatz- und Gepäck- 
kontrollen, den Personen- und Begleitschutz, die Unterhaltung 
von Notruf- und Servicezentralen und schließlich Veranstal- 
tungsdienste wie Kassen-, Absperr-, Ordnungs- und Kontroll- 
dienste sowie die Parkplatzkontrolle. 

Dabei werden die privaten Sicherheitsdienste zunehmend 
auch im öffentlichen und halböffentlichen Raum tätig. Soge- 
nannte City- Detektive observieren und verfolgen „Verdächti- 
ge" über den Bereich einzelner Läden hinaus und machen da- 
bei nicht nur von den „Jedermannsrechten" Gebrauch, 
sondern versuchen, darüber hinauszugehen (Observationen, 
Festnahmen über § 127 Abs. 1 StPO hinaus, Durchsuchungen, 
Einsatz moderner Datentechnik). In Wohngegenden bewegen 
sich private Streifen auch im öffentlichen Verkehrsraum, regi- 
strieren Fahrzeuge und Personen und versuchen diese, im Ein- 
zelfall auch zu einem bestimmten Tun oder Unterlassen zu ver- 
anlassen. Auch in Fußgängerzonen und in Ladenpassagen 
beschränken sich private Streifen nicht nur auf die Bewachung 
einzelner Objekte. Schließlich beauftragen öffentliche Ver- 
kehrsbetriebe zunehmend Sicherheitsuntemehmen mit Über- 
wachungs- und Kontrollaufgaben in ihrem Bereich. Diese be- 
rufen sich bei ihrer Tätigkeit auf das Hausrecht und versuchen, 
insbesondere Randgruppen zu verdrängen. Auftraggeber des 
privaten Sicherheitsgewerbes sind in erster Linie Private, die 
teilweise sogar z.B. durch das Atomgesetz und das Luftver- 
kehrsgesetz zur Gefahrenabwehr in eigener Verantwortung 
verpflichtet sind. Aber auch die öffentliche Hand, vor allem die 
Bundeswehr, greift auf die privaten Dienstleister zurück. 

Nicht zur Tätigkeit der privaten Sicherheitsdienste zählen Son- 
derformen hoheitlicher Tätigkeit, etwa Objektschutz und 
Gefangenenüberwachung durch Angestellte der Berliner 
Wachpolizei oder die Tätigkeit grenzpolizeilicher Unterstüt- 
zungskräfte, die unter Weisung und Aufsicht von Polizeivoll- 
zugsbeamten geschieht. Weiter zu nennen ist die gesetzliche 
Beleihung von Privaten mit hoheitlichen Aufgaben, z.B. nach 
§ 29 c LuftVG für den Bereich der Fluggast- und Gepäckkon- 
trollen oder nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges und die Ausübung besonderer Befug- 
nisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wach- 
personen (UZwGBw). Schließlich werden Hilfspolizisten als 
Verwaltungshelfer vorübergehend, unselbständig und wei- 
sungsgebunden tätig. 

2 . Rechtsgrundlagen 

Grundsätzlich bewegt sich das private Sicherheitsgewerbe im 
Rahmen der allgemeinen Handlungsfreiheit und der Berufs- 
freiheit, die durch die Artikel 2 und 12 GG geschützt sind. Nach 
§ 34 a GewO steht die Gewerbeausübung unter einem Er- 
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laubnisvorbehalt. Die Erlaubnis kann mit Auflagen zum Schutz 
der Allgemeinheit oder der Auftraggeber versehen und ver- 
sagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Antragsteller die für den Gewerbebetrieb erforderliche Zu- 
verlässigkeit nicht besitzt oder die für den Gewerbebetrieb er- 
forderlichen Mittel oder entsprechenden Sicherheiten nicht 
nachweist. Mit dem Verbrechensbekämpfungsgesetz wurde 
als weitere Voraussetzung der Erlaubnis eingeführt, daß der 
Antragsteller durch eine Bescheinigung einer Industrie- und 
Handelskammer nachweist, daß er an einer Unterrichtung über 
die für die Ausübung des Gewerbes notwendigen rechtlichen 
Vorschriften teilgenommen hat und mit ihnen vertraut ist. Er 
darf nur Personen mit der Durchführung von Bewachungsauf- 
gaben beschäftigen, die einen gleichen Nachweis erbringen. 
§ 34 aGewOwirdvondenGewerbeaufsichtsbehördenim Lich- 
te der verfassungsrechtlichen Vorgaben großzügig gehand- 
habt. Im Vordergrund der Anwendung der Vorschrift stehen 
gewerberechtliche Aspekte, während Sicherheitsbelange, das 
Verhältnis zur Polizei, politische oder gesellschaftliche Belan- 
ge, die durch die privaten Sicherheitsdienste entstehen, nicht 
berücksichtigt werden. Die staatlichen Kontrollmöglichkeiten 
nach § 34 GewO müssen verstärkt auch durchgeführt werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat von der Verordnungs- 
ermächtigung in § 34 a Abs. 2 GewO durch Erlaß einer „Ver- 
ordnung über das Bewachungsgewerbe'' Gebrauch gemacht. 
Darin sind Befugnisse und Verpflichtungen bei der Gewerbe- 
ausübung festgelegt. Diese beziehen sich insbesondere auf die 
Pfhchten des Gewerbetreibenden bei der Einstellung und Ent- 
lassung der im Bewachungsgewerbe tätigen Personen, auf 
grundsätzliche Anforderungen, denen diese Personen genü- 
gen müssen, sowie auf die Durchführung des Wachdienstes. 
Nach der neuen Bewachungsverordnung soll die Unterrich- 
tung der Mitarbeiter von privaten Sicherheitsdiensten in 24 
Stunden abgeschlossen sein. Konkrete Umschreibungen oder 
Begrenzungen des Aufgabenfeldes zulässiger Gefahrenab- 
wehr enthält die Bewachungsverordnung nicht. Ebensowenig 
enthält die Verordnung Regelungen darüber, welche Befug- 
nisse privaten Wachleuten gegenüber Dritten zustehen sollen. 

Im Bereich militärischer Anlagen regelt das Gesetz über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausübung be- 
sonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile 
Wachpersonen, daß auch zivile Wachpersonen in rechtmäßi- 
ger Erfüllung dieser Aufgaben in Rechte Dritter eingreif en dür- 
fen. Das Gesetz enthält in gebotener Klarheit Regelungen über 
das Anhalten und Überprüfen von Personen, die vorläufige 
Festnahme, Durchsuchung, Beschlagnahme, und es regelt die 
Voraussetzungen für die Anwendung unmittelbaren Zwanges. 

Für die Bewachung kerntechnischer Anlagen fordert § 7 Abs. 2 
Nr. 5 des Atomgesetzes, daß der Betreiber den Schutz gegen 
Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen von außen ge- 
währleisten muß. Dieser Verpfhchtung kann er mit einem be- 
triebseigenen Werkschutz oder mit einem beauftragten priva- 
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ten Sicherheitsdienst nachkommen. In den „Anforderungen an 
den Objektsicherungsdienst in kerntechnischen Einrichtun- 
gen" hat die Vorschrift eine weitere Ausgestaltung erfahren, 
die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens Rechtsverbind- 
lichkeit erlangt. 

Auch im Luftverkehrsgesetz werden den Luftfahrt- und Flug- 
hafenunternehmen umfangreiche Eigensicherungspflichten 
aufgegeben (§§ 19 b, 20 a), um einen gewissen vorbeugenden 
Grundschutz in baulicher, technischer und personeller Hinsicht 
zu übernehmen. Von diesen generellen Eigensicherungs- 
pflichten sind die spezifischen Kontroll- und Durchsuchungs- 
maßnahmen von Personen und Gepäck im Sinne des § 29 c 
LuftVG zu unterscheiden, die in die Zuständigkeit der Luft- 
fahrtbehörde fallen. Diese Maßnahmen obliegen, wegen der 
mit ihnen notwendigerweise verbundenen Eingriffe in die 
Privatsphäre, ausschließlich den Behörden, die sich aber 
gemäß § 29 c Abs. 1 LuftVG geeigneter Personen als Hilfsor- 
gane bedienen dürfen. Zum Teil werden für die entsprechen- 
den Kontrollen Angestellte eingesetzt, z. T. sind Privatfirmen 
beauftragt worden. Im Zuge des Aufgabenübertragungsgeset- 
zes und der Änderung des Luftverkehrsgesetzes werden die- 
se Aufgaben der Luftfahrtbehörden in einigen Bundesländern 
durch den Bundesgrenzschutz wahrgenommen. 

Die Rechtsstellung und die Befugnisse privater Detekteien und 
deren Mitarbeiter sind weitgehend, ungeklärt, obwohl gerade 
deren Tätigkeit geeignet ist. Rechte Dritter zu verletzen. 
Hauptaufgabe eines Privatdetektives ist überwiegend die Be- 
schaffung von Informationen, d. h. personenbezogener Daten 
eines Dritten. Für diese Tätigkeit der Informationsbeschaffung 
gelten nicht die Regeln des öffentlichen Rechts, die etwa für 
die Organe der Strafrechtspflege, die Polizei und Staatsan- 
waltschaft, maßgebend sind. Eine Schranke für die Tätigkeit 
des Privatdetektivs ergibt sich aus dem allgemeinen Persön- 
lichkeitsrecht, das ein sonstiges Recht i. S. des § 823 Abs. 1 BGB 
darstellt. Zum Schutzbereich dieses Rechts gehören vor allem 
die persönliche Ehre, die Privat- und Intimsphäre, das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung und die Rechte am ei- 
genen Bild sowie am gesprochenen Wort, wobei die Grund- 
rechte als wertsetzende Normen auf die Auslegung ein wirken. 
Nicht unproblematisch ist auch die mögliche Störung polizei- 
licher und staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen durch Detek- 
tive. 

Neben den bereits genannten spezialgesetzlichen Vorschriften 
gibt es für das Tätig werden von Mitarbeitern privater Sicher- 
heitsdienste im Rahmen ihrer auf den Schutz fremden Lebens 
oder des Eigentums gerichteten Tätigkeit derzeit keine be- 
sondere gesetzliche Grundlage. Anders als der Polizei, sind 
ihnen keinerlei Hoheitsrechte übertragen, weshalb sie aus- 
schließlich privatrechtlich tätig werden. Bei der Durchführung 
ihrer Aufträge dürfen sich die privaten Sicherungsunterneh- 
men nur auf die Notwehrrechte nach den §§32 ff. StGB stützen 
und zur Durchsetzung nur die danach erforderlichen Mittel ein- 
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setzen. Eine vorläufige Festnahme steht ihnen nur im Rahmen 
des § 127 StPO und nur zur Erfüllung ihrer Aufgabe zu - es sei 
denn, die vorläufige Festnahme gebietet sich aus anderen 
Rechtsgründen. Diese Vorschriften reichen jedoch nicht aus, 
das zulässige Handeln so einzugrenzen, daß Rechte Dritter im 
Rahmen des dem Unternehmen erteilten Auftrags nicht un- 
zulässig tangiert und insbesondere die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung nicht gefährdet werden. Angesichts zunehmen- 
der Aktivitäten der Sicherungsunternehmen und der damit ver- 
bundenen Qualitätsänderung der privaten Sicherungsmaß- 
nahmen reichen die (oft weit auslegbaren) Normen der §§ 32 ff. 
StGB nicht mehr aus. 

3. Bewertung 

, Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung muß grundsätzlich eine Aufgabe staatlicher Sicherheits- 
organe sein. Der Staat ist verpflichtet, die Spielregeln des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens zu überwachen und ggf. 
deren Einhaltung mit Zwang durchzusetzen. Das staatliche Ge- 
waltmonopol ist damit die Grundvorausssetzung für das Funk- 
tionieren einer zivilisierten Gesellschaft und für die wirt- 
schaftliche Betätigung in unserer Gesellschaft. Es gibt jedoch 
kein allumfassendes Sicherheitsmonopol des Staates. Die Ge- 
währung von Sicherheit kann auch durch private Anbieter er- 
folgen. In diesem Rahmen kann der Bürger die Rechte des 
Schutzes seiner Person, der ihm anvertrauten Personen sowie 
seiner materiellen Werte und der ihm anvertrauten Werte Drit- 
ter an private Sicherheitsunternehmer übertragen. Keiner ho- 
heitlichen Befugnisse bedarf der Schutz von Hausrechten, sei 
es gegen unerlaubtes Eindringen oder Eingriffe gegen erlaubt 
anwesende Störer. Das gleiche gilt für den Schutz von Perso- 
nen oder Gütern, auch in öffentlichen Verkehrsmitteln und 
auch der Überwachung des Transportes gefährlicher Güter. 
Der Rahmen, innerhalb dessen ein privates Sicherungsunter- 
nehmen tätig werden darf, wird vom Hausrecht des Auftrag- 
gebers vorgegeben. Dabei ist jedoch strittig, ob und in wel- 
chem Umfang die Durchsetzung des Hausrechtes auch zur 
Anwendung von Gewalt legitimiert. Ebenso strittig ist, ob pri- 
vate Sicherheitsunternehmen von öffentlichen Verkehrs- 
flächen aus operativ oder präventiv tätig werden dürfen. Ge- 
rade hier können sich gefährliche Annäherungen an die 
(hoheitlichen) Aufgaben der Polizei ergeben. Eine Abgrenzung 
allein an den Kriterien öffentlicher oder privater Bereiche ver- 
bietet sich mithin. 

Es müssen daher vom Gesetzgeber klare Grenzen gezogen 
werden, die abschließend regeln, 

- welche Aufgabengebiete von privaten Sicherungsunter- 
nehmen übernommen werden dürfen, 

- welche Tätigkeiten sie innerhalb dieser Aufgabengebiete 
allein ausüben dürfen. 
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- unter welchen Umständen sie verpflichtet sind, zur weite- 
ren Ausübung ihrer Tätigkeit unverzüglich die Polizei zu 
informieren, 

- daß die privaten Sicherungsunternehmen Ermittlungen nur 
durchführen dürfen, soweit dies mit den Regeln der Straf- 
prozeßordnung vereinbar ist und hoheitliche Befugnisse 
nicht erfordert, 

- daß Erkenntnisse der privaten Sicherungsunternehmen für 
ein hoheitliches Verfahren nur nach den Bestimmungen der 
Strafprozeßordnung verwertet werden, 

- die Erhebung von Daten unbeteiligter Dritter. 

Als typische Aufgaben privater Sicherheitsdienste können da- 
nach angesehen werden: Werkschutz, Eigentumsschutz, Be- 
gleitschutz, Begleitung von Schwertransporten, Geldtranspor- 
te, Ordnungsdienste bei Veranstaltungen mit Ausnahme von 
Versammlungen, Beratung in sicherheitstechnischen Angele- 
genheiten, Auskunfteien und Detektivtätigkeit. 

Ob private Sicherheitsunternehmen im Rahmen dieser Aufga- 
bengebiete auch im öffentlichen Straßenraum oder auf öffent- 
lichen Plätzen und in öffentlichen Gebäuden tätig werden dür- 
fen, ggf. auch im ZusammenwirkenmitderPolizei, bedarf einer 
eingehenden Prüfung und klarer gesetzlicher Regelungen. 

Die Überprüfung der Zuverlässigkeit privater Sicherheitsun- 
ternehmen kann sich nicht beschränken auf die Vorlage eines 
Führungszeugnisses. Vielmehr erscheint es erforderlich, daß 
eine Zuverlässigkeitsprüfung eingeführt wird, die ebenso aus- 
sagekräftig ist wie eine Zuverlässigkeitsüberprüfung nach dem 
Atomgesetz oder dem Luftverkehrsgesetz. 

Die notwendige persönliche Befähigung der privaten Wach- 
leute erfordert eine angemessene Ausbildung und eine ge- 
sonderte Sachkundeprüfung. Dabei müssen auch die persön- 
lichen Fähigkeiten der Wachleute im Umgang mit dem Bürger 
geschult werden. Private Wachleute müssen in der Lage sein, 
Menschen in besonderen Situationen bürgerfreundlich und 
psychologisch geschickt zu begegnen. 

Bei der Erteilung von waffenrechtlichen Erlaubnissen ist ein 
besonders strenger Maßstab anzulegen. Der Waffenbesitz soll- 
te nur im Einzelfall bei nachgewiesener Notwendigkeit, etwa 
bei Schutztätigkeiten mit erhöhter Gefährdung genehmi- 
gungsfähig sein. Es ist in hohem Maße beunruhigend, wenn 
man erfährt, daß etwa in Brandenburg auf 50 Bewachungsfir- 
men insgesamt 1 100 Schußwaffen als zugelassen registriert 
sind. An den Waffenbesitz und das Führen von Waffen ist die 
Forderung einer besonderen Sachkunde und der regelmäßige 
Ausbildungs- und Leistungsnachweis zu knüpfen. 

Die Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit privater Wachdienste 
sind unsicher. Sie sind nicht den Bindungen und Kontrollen un- 
terworfen wie die Polizei. Betroffene oder Geschädigte müssen 
ihre Rechte im Wege des Zivilprozesses einklagen - ein teurer 
und langwieriger Vorgang. Das Ausmaß der Befugnisse priva- 
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ter Wachleute ist häufig diesen selbst und noch mehr den be- 
troffenen Bürgern nicht klar. Was die Not- und Jedermanns- 
rechte dem einzelnen in einer extremen Situation zubilligen, 
kann nicht Maßstab für die normale Tätigkeit privater Sicher- 
heitsdienste sein. Vielmehr muß von ihren Mitarbeitern das 
gleiche fachmännische Verhalten erwartet werden, zu dem Po- 
lizeibeamte ganz selbstverständlich verpflichtet sind. Anson- 
sten bekämen die Notrechte, die dem in hilfloser Lage ange- 
griffenen Bürger zur Seite stehen sollen, eine völlig neue 
Qualität, die der Gesetzgeber ersichtlich nicht im Auge hatte. 

4. Erforderlichkeit einer gesetzlichen Regelung 

Es besteht ein Bedürfnis für eine bundesrechtlich geregelte kla- 
re Abgrenzung der zulässigen Tätigkeitsbereiche und Aufga- 
bengebiete privater Sicherungsunternehmen gegenüber den 
Aufgaben der Polizei. Eine Vermischung oder Vermengung 
oder das Entstehen von Grauzonen zwischen Staat und Priva- 
ten verbietet sich aus rechtsstaatlichen Gründen. 

Dabei ist noch zu bedenken: Die Polizei darf dort auf private 
Hilfe zurückgreifen, wo sie nicht selbst tätig werden darf. Das 
ist unproblematisch, wo Hilfe von Privaten zufällig oder unsy- 
stematisch erfolgt. Probleme werden sich indes ergeben, wo 
Private systematisch, möglicherweise nicht direkt im Auftrag 
der Polizei arbeiten. In diesen Fällen ist die Polizei nicht ver- 
antwortlich für die Handlungen Privater. Dies darf aber nicht 
dazu führen, daß unter Umgehung polizeilicher Befugnisse Er- 
kenntnisse gewonnen und dann verwertet werden. 

Die Tätigkeit privater Sicherheitsdienste darf sich eben nicht 
in einer rechtlichen Grauzone abspielen. Es bedarf deshalb der 
gesetzlichen Festlegung derjenigen Befugnisse, die von priva- 
ten Sicherheitsdiensten ausgeübt werden dürfen. Damit wird 
Rechtsklarheit sowohl für die privaten Sicherheitsdienste wie 
auch für die betroffenen Bürger geschaffen. Da die erforderli- 
chen umfangreichen Regelungen den Rahmen der Gewerbe- 
ordnung sprengen und darüber hinaus auch mehr regeln müs- 
sen als gewerbliches Wollen und Dürfen, ist der Erlaß eines 
Gesetzes über Aufgaben und Befugnisse privater Sicherheits- 
dienste dringend geboten. 

Angesichts des engen sachlichen Zusammenhangs zwischen 
den hoheitlichen Aufgaben der Polizei und denen der privaten 
Sicherheitsunternehmen im privaten Bereich sowie einer dar- 
an ausgerichteten staatlichen Kontrollmöglichkeit ist die Vor- 
bereitung des Gesetzes dem Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisteriums des Innern zu überweisen. 
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